
 

Anfrage 

 

des Abgeordneten Klubobmann Udo Landbauer, MA 

 

an Herrn Landesrat Dr. Martin Eichtinger gem. § 39 Abs. 2 LGO 2001 

 

betreffend: Millionen-Desaster „die EIGENTUM“ – neuerlich irreführende 

Anfragebeantwortung durch ÖVP-Wohnbaulandesrat Martin 

Eichtinger zur Ratenvereinbarung 

 

Wiederum kam es in der Causa um die ehemals gemeinnützige Bauvereinigung „die 

EIGENTUM“ zu einer weiteren skandalösen und demokratiepolitisch nicht zu 

vertretenden Anfragebeantwortung durch ÖVP-Wohnbaulandesrat Dr. Martin 

Eichtinger – konkret die Anfragebeantwortung mit der Landtagszahl 2040/A-5/450-

2022 vom 24.05.2022.  

 

 
 

Im Folgenden wird gezeigt werden, dass man offenbar bewusst das Risiko einging, 

das Land Niederösterreich massiv zu schädigen, um die Causa unter den Tisch kehren 

zu können, indem eine Befassung der Landesregierung hintertrieben wurde: Es kam 

zu einem modus vivendi, der allerdings niemals offiziell verschriftlicht wurde. LVwG-

AV-1388/001-2019 vom 14.03.2020, Seite 5 ist Folgendes zu entnehmen: 

Landtag von Niederösterreich 

Landtagsdirektion 

Eing.: 30.05.2022 

Ltg.-2125/A-5/471-2022 

Ausschuss 



 

 
 

Kontobelege und ein Schreiben des „Rechtsbüros“ – angesiedelt bei Landeshauptfrau 

Mag. Johanna Mikl-Leitner – belegen, dass faktisch und wirtschaftlich eine 

Ratenvereinbarung bestand. Auch wenn LR Dr. Eichtinger dies zu bestreiten versucht. 

Dies geht aus Seite 5 des bezeichneten Judikates hervor: 

 

 
 



 

Es zeigt sich bei detaillierter Recherche erneut, dass in Anfragebeantwortungen 

Fakten verdreht und geleugnet werden. Ein demokratiepolitisch unhaltbarer Zustand. 

Selbstverständlich gilt für alle Beteiligten und Genannten die Unschuldsvermutung. 

 

Man scheut sich in der gegenständlichen Anfragebeantwortung nicht einmal davor, die 

Beamtenschaft als politisches Schutzschild zu missbrauchen. Beamten wäre es 

möglich gewesen, eine wesentlich größere Summe als 6,6 Millionen Euro von vorerst 

ca. 18,5 einzubringen, hätte die Politik sie nicht offensichtlich an die kurze Leine 

genommen. 35,7 Prozent sind jedenfalls eine überaus magere Ausbeute. Dass man 

dieses bittere Ergebnis seitens des ÖVP-Wohnbaulandesrates noch bejubelt, zeugt 

von Zynismus.  

 

Daher stellt der gefertigte Abgeordnete folgende 

 

Anfrage: 

 

1. Leugnen Sie weiterhin, dass es faktisch eine Ratenvereinbaraung gab? 

 

2. Wenn ja, wie lässt sich dies anhand eindeutiger Dokumentation 

aufrechterhalten? 

 

3. Wenn nein, wie verantworten Sie vorangegangene Desinformation in 

Anfragebeantwortungen? 

 

4. Wenn es sich hierbei nicht jedenfalls wirtschaftlich um eine Ratenvereinbarung 

handelt, worum handelt es sich dann und wie ist das zu belegen? 

 

5. Weshalb wurden nicht alle Mitglieder der Landesregierung mit der Causa „die 

EIGENTUM“ betraut? 

 


